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§ 43. (1) Ist ein Kompetenzkonflikt dadurch entstanden, dass ein ordentliches Gericht und ein 
Verwaltungsgericht, ein ordentliches Gericht und der Verwaltungsgerichtshof oder der 
Verfassungsgerichtshof selbst und ein anderes Gericht (Art. 138 Abs. 1 Z 2 B-VG) die Entscheidung 
derselben Sache in Anspruch genommen haben (bejahender Kompetenzkonflikt), so hat der 
Verfassungsgerichtshof nur dann ein Erkenntnis zu fällen, wenn von einem der genannten Gerichte ein 
rechtskräftiger Spruch in der Hauptsache noch nicht gefällt ist. 

(2) Hat ein Gericht bereits einen rechtskräftigen Spruch in der Hauptsache gefällt, so bleibt die 
alleinige Zuständigkeit dieses Gerichtes aufrecht. 

(3) Lag ein rechtskräftiger Spruch in der Hauptsache noch nicht vor, so ist das Verfahren zur 
Entscheidung des Kompetenzkonfliktes einzuleiten, sobald der Verfassungsgerichtshof von dem 
Entstehen des Konfliktes, sei es durch Anzeige eines im Abs. 1 bezeichneten Gerichtes oder der an der 
Sache beteiligten Behörden oder Parteien, sei es durch den Inhalt seiner eigenen Akten, Kenntnis erlangt. 

(4) Die im Abs. 3 genannten Behörden sind zu dieser Anzeige verpflichtet. 

(5) Die Einleitung des Verfahrens beim Verfassungsgerichtshof unterbricht das bei dem betreffenden 
Gericht anhängige Verfahren bis zur Entscheidung des Kompetenzkonfliktes. 


